
167

1617 Ziele – 17 Baustellen

1616

„Wir erleben in ganz Europa den Aufstieg rechtspopulistischer Parteien wie der AfD und einen Anstieg der Hasskriminalität.“

Die Ablehnung war groß, als 2009 die damalige Bundespräsidentschaftskandidatin Gesine Schwan aufgrund einer zu-

nehmenden sozialen Ungleichheit im Land vor einer „explosiven Stimmung“ in Deutschland und einer „Gefahr für die 

Demokratie“ warnte. Seitdem – also lange vor der so genannten „Flüchtlingskrise“ – steigt die Hasskriminalität gegen 

Ausländerinnen, Ausländer und Andersdenkende kontinuierlich an: Von 2010 bis 2016 hat sie sich von 3.770 Straftaten 

auf 10.751 Straftaten fast verdreifacht.1 Damit ist die Hasskriminalität so hoch wie noch nie seit Anfang der Messun-

gen. Seit 2013 wiederum konnte sich mit der „Alternative für Deutschland“ (AfD) eine rechtspopulistische Partei in 

Deutschland etablieren. In der neuen deutschen Nachhaltigkeitsstrategie werden diese Entwicklungen ebenso wenig 

thematisiert wie in anderen Verlautbarungen und Politiken der Bundesregierung zur Umsetzung der Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung. Das muss sich dringend ändern.

1	 Bundesministerium des Innern (2017a).
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Bundeskanzlerin Angela Merkel sieht in der neuen 

nationalen Nachhaltigkeitsstrategie den „zielführen-

den Kompass“ der Bundesregierung zur Umsetzung 

der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und der 

darin enthaltenen Ziele für nachhaltige Entwicklung 

(Sustainable Development Goals, SDGs) in und durch 

Deutschland. Dabei ginge es „um nicht weniger als 

um ein Leben in Würde, Gerechtigkeit und Frieden“ 

und „um soziale Sicherheit.“ 2 Aber wird die neue 

Nachhaltigkeitsstrategie diesem Anspruch und hier 

der neu hinzugekommenen Friedensdimension 

gerecht? Schon im Erarbeitungsprozess der neuen 

Nachhaltigkeitsstrategie befürchteten friedens-

politische Organisationen und Fachleute aus der 

Konfliktbearbeitung, dass die Friedensdimension 

weitgehend außer Acht gelassen und primär als 

Arbeitsfeld für die Außen- und Entwicklungspolitik 

gesehen wird.3

Die neue Nachhaltigkeitsstrategie bestätigt diese Be-

fürchtungen: Zwar betont die Bundesregierung, dass 

die im so genannten „Friedensziel“ 16 „verankerten 

Ziele [...] im Verhandlungsprozess zur Agenda 2030 

einen der vier strategischen Themenbereiche der 

Bundesregierung“ dargestellt hätten. In Bezug auf 

Deutschland werden diese Ziele aber in einen histori-

schen Kontext gestellt: „Wie wichtig dauerhafter Frie-

den [...] für die Entwicklung“ ist, „hat Deutschland 

nach Ende des Zweiten Weltkrieges selbst erfahren. 

Wirtschaftlicher Wohlstand und der Aufbau eines 

demokratischen Rechtsstaats wären ohne ein stabiles 

und friedliches Europa nicht denkbar gewesen.“ 4 

Sind ein allgemeiner Wohlstand sowie SDG 16 und 

damit die Schaffung einer friedlichen und inklusiven 

Gesellschaft für Deutschland also schon erreicht und 

somit Geschichte? Nein, denn laut verschiedenen 

übereinstimmenden Studien wächst die Ungleichheit 

in Deutschland.5 Dazu gesellen sich die Abstiegs- und 

Globalisierungsängste einer schwindenden Mittel-

2	 Bundesregierung (2017), S. 3.
3	 Vgl. etwa Plattform Zivile Konfliktbearbeitung/VENRO/et al. (2016).
4	 Bundesregierung (2017), S. 208.
5	� Vgl. etwa Der paritätische Gesamtverband (2017) oder 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans-
Böckler-Stiftung (2016).

schicht und anderer Bevölkerungsteile.6 Gleichzeitig 

erleben wir in ganz Europa den Aufstieg rechtspopu-

listischer Parteien wie der AfD und einen Anstieg der 

Hasskriminalität. 

Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 

selbst weist auf internationale Studien hin, die „zei-

gen, dass starke Ungleichheit und ein weitgehender 

Ausschluss von Teilen der Bevölkerung von gesell-

schaftlicher Teilhabe auch in Industrieländern dazu 

beitragen kann, den gesellschaftlichen Zusammen-

halt und die wirtschaftliche Entwicklung eines Lan-

des negativ zu beeinflussen.“ Und weiter: „Dadurch 

kann letztlich auch der soziale Frieden gefährdet 

werden.“ 7 Trotz dieser Feststellung in den Ausfüh-

rungen der Bundesregierung zu SDG 10 (Ungleichheit 

in und zwischen Ländern verringern) und einer im 

EU-Vergleich recht hohen sozialen Ungleichheit in 

Deutschland8 findet die Nachhaltigkeitsstrategie bei 

den Darlegungen zu Ziel 16 auf diese Fragen kaum 

Antworten und schafft somit keine Kohärenz in bei-

den Politikfeldern.

Indikatoren zu Frieden und Sicherheit  
in Deutschland mangelhaft

Das zeigt vor allem der Blick auf die von der Bundes-

regierung für die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 

gewählten Indikatoren für Ziel 16: Drei Indikatoren 

sollen die Erreichung von Ziel 16 messbar machen: Im 

Indikatorenbereich „16.1 Kriminalität“ soll die Zahl 

der erfassten Straftaten je 100.000 Einwohner bis 2030 

auf unter 7.000 sinken. Im Indikatorenbereich „16.2 

Frieden und Sicherheit“ sollen in betroffenen Weltre-

gionen bis 2030 mindestens 15 Projekte jährlich zur 

Sicherung, Registrierung und Zerstörung von Klein-

waffen und leichten Waffen aus Deutschland finan-

ziert werden. Und im Indikatorenbereich „16.3 Gute 

Regierungsführung“ soll sich der Corruption Percep-

tion Index sowohl in Deutschland als auch in den 

entwicklungspolitischen Partnerländern verbessern.

6	 Vgl. etwa Fücks (2016). 
7	� Bundesregierung (2017), S. 148. Zum „Sozialen Frieden“ und der 

Agenda 2030 vgl. http://konfliktbearbeitung.net/einblicke/
sozialer-frieden-nationale-globale-verpflichtung-agenda-2030.

8	 Siehe Rehm/Schnetzer (2015).

http://konfliktbearbeitung.net/einblicke/sozialer-frieden-nationale-globale-verpflichtung-agenda-2030
http://konfliktbearbeitung.net/einblicke/sozialer-frieden-nationale-globale-verpflichtung-agenda-2030
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Quelle: Zick / Küpper / Krause (2016), S. 50.

Quelle: Zick / Küpper / Krause (2016), S. 50.

Abbildung II. 16. 01
Verlauf der Zustimmungen zu den Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 2002 – 2016 

Abbildung II. 16. 02
Verlauf der Zustimmungen zu den Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 2002 – 2016 
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Quelle: Zick / Küpper / Krause (2016), S. 51.

Quelle: Zick / Küpper / Krause (2016), S. 51.

Abbildung II. 16. 04
Verlauf der Zustimmungen zu den Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 2002 – 2016 

Abbildung II. 16. 03
Verlauf der Zustimmungen zu den Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 2002 – 2016 
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Abbildung II. 16. 01 – II.16.04
Erläuterungen 

In den Abbildungen sind die Verläufe der Zustimmungen zu allen Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF) abgebildet, 

die über 14 Jahre in den GMF-Studien und seit 2014 in den FES-Mitte-Studien erfasst wurden. Dabei ist zu beachten, dass die Stichproben in den 

aufgeführten Erhebungszeitpunkten unterschiedlich sind. In den Jahren 2002 bis 2011 wurden nur Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft 

und ohne Migrationsbiografie (selbst, Eltern oder Großeltern zugewandert) befragt. Dagegen wurden 2014 und 2016 alle Personen mit einer 

deutschen Staatsbürgerschaft, also mit oder ohne Migrationsbiografie, befragt. Vergleiche sind daher nur eingeschränkt möglich. Mit Gruppen-

bezogener Menschenfeindlichkeit – kurz GMF – wird die Abwertung und Ausgrenzung von sozialen Gruppen und von Personen aufgrund ihrer 

Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen genannt, die an Merkmalen wie Geschlecht, Nationalität, Ethnie, Religion, sexueller Orientierung, sozialer 

Herkunft oder auch ihrer physischen oder psychischen Konstitution festgemacht wird. 

Die Erhebungen zur GMF erfolgen über Befragungen, in denen z.B. die Zustimmung zu Aussagen abgefragt wird wie „Aussiedler sollten besser 

gestellt sein als Ausländer, da sie deutscher Abstammung sind.“

Für Näheres, vgl. Zick/Küpper/Krause, S. 33ff, sowie 36ff und 49ff unter www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/pdf_16/ 

Gespaltene%20Mitte_Feindselige%20Zust%C3%A4nde.pdf.

Von den drei Indikatoren nimmt nur Indikator 16.1 

Frieden und Sicherheit in Deutschland in den Blick. 

Mit jenem Indikator soll die „persönliche Sicherheit“ 

gemessen werden, da das „Sicherheitsgefühl der ein-

zelnen Menschen [...] eine wesentliche Voraussetzung 

für das Funktionieren sozialer Systeme und für den 

sozialen Zusammenhalt“ 9 ist. Aber Indikator 16.1 ist 

weder ambitioniert noch in der Lage, die Entwicklun-

gen in Deutschland mit den sich verschärfenden Kon-

flikten zu messen: Denn als Indikator gewählt wurde 

lediglich die Zahl der Straftaten je 100.000 Einwoh-

ner, die von der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 

erfasst werden. Dazu gehören Wohnungseinbrüche, 

Betrug, gefährliche und schwere Körperverletzung 

und sonstige Straftaten. Dies ist aus vier Gründen 

nicht ausreichend:

Erstens: Hinter dieser Einheitszahl stehen unter-

schiedliche Entwicklungen. Während 2016 etwa die 

Zahl der Einbrüche um 9,5 Prozent zurückging, stieg 

die Gewaltkriminalität um 6,7 Prozent und die An-

zahl einfacher Körperverletzungen um 6,6 Prozent 

an. Der sehr weit gefasste Indikator lässt also ohne 

weitere Rechercheleistungen kaum eine Beurteilung 

über die Entwicklungen bei diesen sehr heterogenen 

9	 Bundesregierung (2017), S. 212.

Straftaten zu.10 Man wird diesen Straftaten auch 

nicht mit den gleichen Mitteln und Maßnahmen 

Herr. Der Indikator lässt somit kaum „Aussagen zu 

Aktivitäten der Bundesregierung zur Umsetzung der 

gesetzten Ziele“11 zu. Diese Definition gab die Bundes-

regierung selbst zum Sinn und Zweck der Indikato-

ren. Besonders deutlich wird das beim Blick auf die 

angeführten Maßnahmen der Bundesregierung zur 

Dezimierung der Straftaten in Deutschland: Zwar 

weist sie in Bezug auf schwere Körperverletzungs-

delikte auf Polizei- und Präventionsarbeit in diesem 

Bereich hin.12 Konkrete Ziele oder Zusagen oder gar 

die Benennung konkreter Maßnahmen oder Instru-

mente finden sich für diesen Bereich nicht. 

Die Maßnahmen gegen Wohnungseinbrüche neh-

men hingegen sehr viel mehr Platz in Anspruch und 

werden konkreter: So verweist die Bundesregierung 

auf das KfW-Programm „Kriminalprävention durch 

Einbruchsicherung“, für das sie 2015 und 2016 je 

zehn Millionen Euro zur Verfügung gestellt hat.  

Dieser Betrag soll auf 50 Millionen Euro erhöht wer-

den. Als Haupthebel zur Erreichung einer friedlichen 

und inklusiven Gesellschaft ist ein Fokus auf die 

10	 Nachzulesen in Bundesministerium des Innern (2017b), S. 8.
11	 Bundesregierung (2017), S. 53.
12	 Ebd., S. 212.

http://www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/pdf_16/Gespaltene%20Mitte_Feindselige%20Zust%C3%A4nde.pdf
http://www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/pdf_16/Gespaltene%20Mitte_Feindselige%20Zust%C3%A4nde.pdf


172

Judy Müller-Goldenstedt16

1616

Kasten 5 – Gewalt gegen Kinder beenden!
Eine wichtige Voraussetzung für nachhaltige Entwicklung weltweit

VON JUDY MÜLLER-GOLDENSTEDT

Gewalt gegen Kinder ist nach wie 

vor ein global unterschätztes Pro-

blem, gerade weil sie vielerorts 

nur wenig sichtbar ist.1 Die ver-

schiedenen Formen von Gewalt, 

wie z.B. Missbrauch, Ausbeutung, 

Kinderhandel, Folter und kriege-

rische Konflikte stellen schwere 

(Menschen-)Rechtsverletzungen 

dar – mit lebenslangen Folgen 

für die geistige und körperliche 

Entwicklung von Menschen. Die 

Auswirkungen von Gewalter-

fahrungen im Kindesalter sind 

mannigfaltig und langfristig. Sie 

betreffen nicht nur die Kinder 

selbst, sondern meist die ganze 

Gesellschaft. Daher ist es sehr 

zu begrüßen, dass die Agenda 

2030 den Kindesschutz und die 

Reduzierung von Gewalt als glo-

bales Ziel verankert. Dies stärkt 

die jahrzehntelangen globalen 

Bemühungen in diesem Bereich, 

allen voran die konkrete Umset-

zung der Kinderrechtskonvention 

(KRK) in einem verbindlichen 

Zeitrahmen. Die KRK ist von allen 

UN-Mitgliedsstaaten ratifiziert – 

außer den USA. Sie schreibt die 

Beendigung von Gewalt gegen 

Kinder in jeglicher Form fest und 

fordert den Aufbau von nationa-

len Schutzsystemen.

1	 Vgl. UNICEF (2015).

SDG 16 wird von der Bundesregie-

rung als eines der „Schlüsselziele 

der Agenda 2030“ beschrieben.2 

Es stellt eine Grundvoraussetzung 

für Erreichung anderer SDGs dar 

(wie z.B. Armutsbekämpfung, 

Gesundheit, oder Bildung) bzw. es 

bestehen mit diesen enge Wech-

selwirkungen. Die Maßnahmen 

zu Zielvorgabe 16.2 „Missbrauch 

und Ausbeutung von Kindern, 

den Kinderhandel, Folter und alle 

Formen von Gewalt gegen Kinder 

beenden“ sind auf nationaler 

Ebene in der Deutschen Nachhal-

tigkeitsstrategie ausbuchstabiert. 

Die Bundesregierung möchte 

mehr „Prävention und Interventi-

on“ anbieten, um Kinder effektiv 

gegen Gewalt und Ausbeutung zu 

schützen sowie die „frühen Hil-

fen“ für Säuglinge und ihre Eltern 

stärken. Diese Ansätze gehen u.a. 

auf das Gesamtkonzept für den 

Schutz von Kindern und Jugendli-

chen vor sexueller Gewalt zurück. 

Auf internationaler Ebene wird 

in der Nachhaltigkeitsstrategie 

der Schutz der Menschenrechte 

hervorgehoben, u.a. im Kontext 

des deutschen Engagements zur 

weltweiten Umsetzung der KRK. 

Allerdings fehlt trotz des be-

grüßenswerten, erst kürzlich 

veröffentlichten Aktionsplans 

2	 Vgl. Bundesregierung (2017), S. 207.

zur Umsetzung von Kinder- und 

Jugendrechten in der Entwick-

lungszusammenarbeit3 vor allem 

ein systematisches und fokus-

siertes Vorgehen zur Beendigung 

von Gewalt gegen Kinder und 

der Umsetzung der KRK in den 

Partnerländern. Es bleibt zu hof-

fen, dass dies in den kommenden 

Jahren noch stärker in den Blick 

genommen wird. Für die globale 

Ebene fehlen in der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie außer-

dem konkrete Maßnahmen und 

Indikatoren. 

Neben SDG 16 wird Gewalt gegen 

Kinder in den Zielvorgaben an-

derer SDGs genannt: Die Besei-

tigung aller Formen von Gewalt 

gegen Mädchen (SDG 5.2), das 

Verbot und die Beseitigung der 

schlimmsten Formen der Kinder-

arbeit bis 2025 (SDG 8.7). Die Ver-

wirklichung dieser Ziele erscheint 

nicht realistisch. Jedoch können 

zusätzliche Anstrengungen zur 

Umsetzung von SDG 16 und ins-

besondere der Zielvorgabe 16.2 

zur Gewaltprävention weltweit 

beitragen. Allerdings braucht 

es – bei aller Freiwilligkeit der 

Umsetzung – ein international 

abgestimmtes und intensives 

Engagement, auch über das Jahr 

2030 hinaus.

3	 Vgl. BMZ (2017).
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Bekämpfung von Einbrüchen vollkommen unzurei-

chend.13

Zweitens misst der gewählte Indikator lediglich die 

amtlich registrierte Kriminalität, also die so genann-

te Hellfeld-Kriminalität. Nicht zur Anzeige gebrachte 

oder anderweitig nicht entdeckte Kriminalität, die 

Dunkelfeld-Kriminalität, taucht nicht auf. Hierunter 

fallen aber viele Formen von Gewaltkriminalität: So 

bringen die Opfer von familiärer und/oder sexuali-

sierter Gewalt aus Scham, Angst, Abhängigkeit oder 

einem falschen Loyalitätsgefühl diese Taten selten 

zur Anzeige. Dazu kommt, dass sich viele Bereiche 

der psychisch erlebten Gewalt wie Stalking, Mobbing 

oder Hate Speech in rechtlichen Grauzonen bewegen 

und nicht per se strafbar sind oder angezeigt werden.

Drittens werden in der PKS Betrugsdelikte und 

Wohnungseinbrüche erfasst, Staatsschutzdelikte 

– und damit ein Großteil der politisch motivierten 

Kriminalität – indes nicht. Im Klartext heißt das, 

dass etwa Terrorismus oder die Verwendung von 

verfassungsfeindlichen Symbolen im von der Bun-

desregierung gewählten Indikator nicht auftauchen, 

Trickbetrug aber schon. Vor dem Hintergrund der 

zunehmenden Polarisierung unserer Gesellschaft ist 

das nicht ausreichend: Politisch motivierte Feindse-

ligkeit muss stärker in einem Indikator zur Messung 

menschlicher Sicherheit in Deutschland berücksich-

tigt werden.

Viertens befindet sich Indikator 16.1 in einer Schie-

flage: Die Bundesregierung weist auf die ansteigende 

Kriminalität durch die „große Zahl der Menschen, 

die im Jahr 2015 als Flüchtlinge und Schutzsuchen-

de nach Deutschland gekommen“14 sind, hin. Dabei 

handelt es sich allerdings oftmals um die Straftaten 

„illegale Einreise“ und „illegaler Aufenthalt“. Auf  

die Gewalt gegen Geflüchtete geht die Nachhaltig-

keitsstrategie jedoch nicht ein. Es spricht nichts 

dagegen, die durch Zugezogene verübte Kriminalität 

zu messen und so Vorwürfen, wonach in diesem 

13	� Zum fundamentalen Unterschied zwischen einer Politik, die der 
Sicherheitslogik folgt und einer, die der Friedenslogik folgt, siehe 
Frey et al. (2014).

14	 Bundesregierung (2017), S. 212.

http://www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/strategiepapiere/Strategiepapier385_04_2017.pdf
http://www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/strategiepapiere/Strategiepapier385_04_2017.pdf
http://www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/strategiepapiere/Strategiepapier385_04_2017.pdf
http://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.pdf
http://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.pdf
http://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.pdf
http://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.pdf
http://www.unicef.org/agenda2030/files/P2015_issue_brief_set.pdf
http://www.unicef.org/agenda2030/files/P2015_issue_brief_set.pdf
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Bereich Intransparenz herrsche, zu begegnen.15 In 

dieser einseitigen Form ist der Indikator aber wenig 

geeignet, die gesamtgesellschaftliche Entwicklung 

mit ihrem Anstieg der Übergriffe auf Menschen mit 

Migrationshintergrund und Flüchtlingsunterkünfte 

adäquat wiederzugeben. 

Ein neuer Indikator ist notwendig

Aus den genannten Gründen ist der Indikator nicht 

geeignet, die von der Bundesregierung selbst for-

mulierte Intention widerzuspiegeln: „Ein sicheres 

Umfeld, in dem die Bürger ohne Angst vor Willkür 

und Kriminalität leben können.“16 Auch die eingangs 

zitierte Statistik zur seit 2010 auf ein dreifaches  

gestiegenen Hasskriminalität ist dazu nicht in der 

Lage, da auch diese sich auf Hellfeld-Straftaten kon-

zentriert. Es braucht daher einen neuen Indikator: 

Anbieten würden sich hier die Studien zum Symptom 

der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit, die 

vom Bielefelder Institut für interdisziplinäre Kon-

flikt- und Gewaltforschung (IKG) erhoben werden: 

Diese Studien messen feindselige Einstellungen 

gegen besonders von Gewalt und Diskriminierung 

betroffene Bevölkerungsteile, etwa Obdachlose,  

Asylsuchende, Homosexuelle oder Menschen mus- 

limischen und jüdischen Glaubens. Insgesamt zwölf 

Facetten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

werden so erhoben, die Entwicklungen in diesen  

Bereichen werden zum Teil seit 2002 erfasst und 

lassen somit eine Bewertung der Entwicklungen in 

diesem Zeitraum zu. Mit einer Messung der Zu-  

oder Abnahme gruppenbezogener Menschenfeind-

lichkeit kann das erstrebte Ziel einer „friedlichen 

und inklusiven Gesellschaft“ (Ziel 16) in Deutschland 

sicherlich besser erfasst werden, als mit Einbruchs-

zahlen und Betrugsdelikten. Auch die Erfolge  

der „zahlreichen präventiven Projekte staatlicher 

15	� Zum Thema „Kriminalität und Zuwanderung“, den Auswirkungen 
von ausländerrechtlichen Verstößen auf die PKS und dem 
Anteil zugewanderter Personen bei den Tatverdächtigen bei 
ausgewählten Straftaten/-gruppen vgl. Bundesministerium des 
Innern (2017b), S. 69ff.

16	� Bundesregierung (2017), S. 212 . Da menschliche Sicherheit ein 
Menschenrecht und kein Bürgerrecht ist, sollte allen Menschen in 
Deutschland, nicht nur seinen Bürgern, ein „sicheres Umfeld ohne 
Angst vor Willkür und Kriminalität“ ermöglicht werden.

und nichtstaatlicher Akteure“ 17 könnte so überprüft 

werden.

Erfreulicherweise stellt die Bundesregierung selbst 

in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie eine kontinuier-

liche Weiterentwicklung der Indikatoren und Ziele 

in Aussicht: Im Jahr 2018 will sie die gesetzten Ziele 

überprüfen, die Indikatoren ergänzen und die Ma-

nagementregeln anpassen.18 Zu Ziel 16 sollte sie in 

diesem Sinne nachsteuern und die Polarisierung und 

Gewalttätigkeit der Gesellschaft sichtbar machen.

17	 Ebd., S. 212.
18	 Ebd., S. 227.
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1617 Ziele – 17 Baustellen
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